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Die Ausdifferenzierung nationaler
Innovationssysteme:
Deutschland und Österreich im Vergleich1

Ausgehend von der Debatte über nationale Innovationssysteme und den zahlreichen Varianten zur
systemischen Analyse von Innovationsprozessen, schlägt dieser Artikel ein integriertes Analysekonzept
vor, indem er argumentiert, dass es nicht zur Herausbildung autonomer Innovationssysteme auf loka-
ler, regionaler oder gar europäischer und internationaler Ebene gekommen ist, sondern dass sich
vielmehr das nationale Innovationssystem territorial ausdifferenziert hat. Im empirischen Teil wird
am Beispiel Deutschlands und Österreichs das Ausmaß der Ausdifferenzierung nationaler Innovations-
systeme in Richtung auf die europäische/internationale Ebene oder auf die regional/lokale Ebene
anhand der von Lundvall eingeführten Indikatoren überprüft: formale Institutionen und Normen,
Finanzsystem, Public Policies, Forschungs- und Bildungssystem sowie Unternehmensaktivitäten. Der
Beitrag kommt zu dem Ergebnis, dass die nationalen Innovationssysteme einem beständigen Wandel
unterliegen. Diese Ausdifferenzierung variiert wiederum innerhalb der Indikatoren und zwischen den
Untersuchungsstaaten. Insgesamt soll dieser Ansatz ermöglichen, die Dynamik des gesamten Aus-
differenzierungsprozesses zu verdeutlichen, da er die wachsende Bedeutung sowohl der regionalen
als auch der internationalen Ebene erfasst.

1. Zum Konzept der Ausdifferenzierung
nationaler Innovationssysteme

Zur Sicherung von wirtschaftlicher Prosperi-
tät und eines sich selbst tragenden Wirtschafts-
wachstums wird technologischen Innovationen
in modernen Wohlfahrtsökonomien eine stetig
größere Bedeutung zugemessen (Koopmann/
Münnich 1999). Die Innovationsfähigkeit von
Unternehmen hängt allerdings nicht allein von
organisationsinternen Kapazitäten ab, sondern
sie wird wesentlich auch durch das institutio-
nelle Umfeld oder durch technologisch/wissen-
schaftliche Spezialisierungsmuster bestimmt, in
die Innovationsprozesse eingebettet sind. Weil
die Ausgestaltung des institutionellen Umfelds
zwischen Staaten, aber auch zwischen Regio-
nen innerhalb eines Staates beträchtlich variie-
ren kann, lassen sich die Unterschiede in der
technologischen Leistungsfähigkeit von Staaten
auch auf das jeweilige institutionelle Umfeld
zurückführen.

Zur Untersuchung des Zusammenhangs von
technologischen Innovationen und ihrer insti-
tutionellen Einbettung haben zu Beginn der
1990er Jahre Autoren wie Freeman (1988;
1995), Lundvall (1992a) und Nelson (1993) das
Konzept des Nationalen Innovationssystems
entwickelt, das spätestens seit der zweiten Hälfte
der 1990er Jahre zunächst durch eine verstärk-
te Diskussion über die Existenz regionaler und
lokaler Innovationssysteme ausgeweitet wurde.
Dabei wurde subnationalen Ebenen und ihren
Institutionen sowie lokalen Unternehmens-
netzwerken, Transfermechanismen, regionalen
Arbeitsmärkten und dem jeweiligen politischen
und soziokulturellen Umfeld eine Bedeutung
eingeräumt, die durch Untersuchungen natio-
naler Innovationssysteme nicht ausreichend
berücksichtigt worden ist. Darüber hinaus wird
unter dem Eindruck der zunehmenden Interna-
tionalisierung von Märkten, Technologien und
Unternehmensaktivitäten sowie einer fortschrei-
tenden Europäisierung zahlreicher Politik-
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bereiche, wenn auch nicht gänzlich die Bedeu-
tung, so doch die Dominanz des nationalen in-
stitutionellen Umfelds in Frage gestellt.

In dieser territorialen Perspektive erkennt eine
Reihe aktueller Studien eine Herausbildung au-
tonomer Innovationssysteme auf lokaler, regi-
onaler, europäischer oder sogar internationaler
Ebene (Acs 2000; Braczyk et al. 1998; Cooke
et al. 2000; Dalum et al. 1999; De la Mothe/
Paquet 1998; Howells 1999; Mytelka 2000a;
2000b). Im Gegensatz dazu unternimmt dieser
Artikel den Versuch, jene Elemente zu identifi-
zieren, die sich innerhalb nationaler Innova-
tionssysteme entweder in Richtung auf die eu-
ropäische/internationale Ebene oder auf die re-
gionale/lokale Ebene territorial ausdifferenziert
haben. Mit diesem Ansatz soll, stärker als bei
der Beschreibung von Innovationssystemen auf
einer spezifischen territorialen Ebene, die Dy-
namik des gesamten Ausdifferenzierungs-
prozesses deutlich werden. Da diese Prozesse
in beide Richtungen verlaufen, kann die wach-
sende Bedeutung der regionalen und der inter-
nationalen Ebene erfasst werden. Indem der
Beitrag schließlich das Konzept des nationalen
Innovationssystems als Ausgangspunkt nimmt,
wird es auch möglich, parallel verlaufende Ver-
änderungen politischer Systeme zu berücksich-
tigen, weil auch diese Systeme zumindest in
Europa trotz ihrer immer noch vorwiegend na-
tionalen Fundierung zunehmend von trans-
nationaler und regionaler Ausdifferenzierung
betroffen sind, und weil ferner davon auszuge-
hen ist, dass staatliche Akteure auch in Zukunft
wesentliche Ausprägungen eines nationalen
Innovationssystems determinieren (vgl. Kuhl-
mann 1999; 2001).

Dieser Prozess der Ausdifferenzierung wird
am Beispiel Deutschlands und Österreichs un-
tersucht. Die Vergleichsstaaten sind als Mitglie-
der von Europäischer Union (EU), OECD und
Welthandelsorganisation (WTO) in vergleich-
barer Weise den Bedingungen unterworfen, die
eine Forcierung der Internationalisierung und
Europäisierung des nationalen Innovations-
systems begünstigen. Zum Zweiten verfügen
beide Staaten über ein föderatives politisches
System, das aufgrund von Entscheidungs-
befugnissen und finanziellen Ressourcen auf der

subnationalen Ebene einer Regionalisierung von
Innovationsanstrengungen förderlich sein soll-
te (vgl. Howells 1999, 72f.), auch wenn der
österreichische Bundesstaat eher als „zentrali-
sierter Bundesstaat“ bezeichnet werden kann.
Beiden Ländern wird man eine eher in-
krementelle Innovationskultur bescheinigen
können, die sich durch eine Pfadabhängigkeit
zugunsten der Weiterentwicklung etablierter
Technologien auszeichnet. Allerdings unter-
scheiden sich beide Staaten beträchtlich im Hin-
blick auf ihre Größe und ökonomische Bedeu-
tung. Dieser Umstand ist im Rahmen dieser
Untersuchung deshalb von Bedeutung, weil die
Innovationsforschung kleineren Staaten eine
tendenziell größere Bereitschaft zur Internatio-
nalisierung ihres Innovationssystems zugespro-
chen hat (vgl. Gassmann/von Zedwitz 1999).

Der Artikel wird zunächst in Abschnitt 2 die
theoretische Diskussion um das Konzept „Na-
tionaler Innovationssysteme“ (NIS) rekapitulie-
ren und in diesem Zusammenhang auf die jüngs-
ten Analysen zu „internationalen/regionalen/
lokalen Innovationssystemen“ sowie „Clustern“
eingehen. Im dritten Abschnitt wird ein Analyse-
rahmen vorgeschlagen, welcher es mittels ver-
schiedener Variablen erlauben soll, die Aus-
differenzierung des NIS zu beschreiben. Ab-
schnitt 4 wird die Schlüssigkeit des Analyse-
konzepts empirisch überprüfen. Abschnitt 5
wird schließlich ein Fazit ziehen und weitere
Forschungsfragen skizzieren.

2. Innovationssysteme auf
unterschiedlichen territorialen Ebenen?

2.1. Das Konzept des „Nationalen
Innovationssystems“

Nationale Innovationssysteme können be-
schrieben werden als „the set of organizations,
institutions, and linkages for the generation,
diffusion, and application of scientific and
technological knowledge operating in a specific
country“ (Galli/Teubal 1997, 345).

Diese breite Definition eines NIS impliziert
den Einbezug einer relativ großen Anzahl von
Organisationen und Institutionen, welche zur
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Darstellung der Funktionsfähigkeit eines NIS
erforderlich sind. Auch wenn Lundvall (1992b,
13) es von der theoretischen Perspektive (z. B.
lernende Ökonomie, lineares Modell des
Technologiewandels) und der zu untersuchen-
den Zeitperiode abhängig macht, welche Sub-
systeme und sozialen Institutionen in die Ana-
lyse einbezogen werden, und somit eine gewis-
se Flexibilität des Konzepts zulässt, schlägt er
dennoch Basisindikatoren vor, in welchen sich
länderspezifische Unterschiede des nationalen
Innovationssystems widerspiegeln sollten. Die-
ses sind die interne Organisation der Unterneh-
men, die Beziehungen zwischen den Unterneh-
men, die Rolle des öffentlichen Sektors, die in-
stitutionelle Beschaffenheit des Finanzsektors
sowie die Intensität und die Organisation von
Forschung und Entwicklung.

Nationale Innovationssysteme werden folg-
lich durch eine Reihe von Organisationen und
Institutionen gekennzeichnet. Zu den Organi-
sationen eines NIS können z. B. politische Ak-
teure, administrative Akteure, regulative Akteu-
re und wirtschaftliche Akteure gerechnet wer-
den (Galli/Teubal 1997, 346). Institutionen kön-
nen „formaler“ oder „informaler“ Natur sein
(Edquist/Johnson 1997, 49). Während z. B.
Gesetze und Verordnungen Elemente „forma-
ler“ Institutionen sind, können Traditionen,
Praktiken oder Normen der Kooperation unter
die „informalen“ Institutionen subsummiert
werden. Edquist und Johnson (1997, 50) kon-
statieren zwar, dass diese Differenzierung be-
deutend ist, da das Verhältnis zwischen diesen
beiden Formen von Institutionen je nach Land
stark variieren kann, die Messung des Einflus-
ses der „informalen“ Institutionen auf den Inno-
vationsprozess dürfte jedoch erhebliche Proble-
me aufweisen. Der empirische Teil dieses Arti-
kels wird sich daher mit den „formalen“ Insti-
tutionen eines Innovationssystems befassen.

Organisationen und Institutionen stehen in-
sofern in enger Beziehung zueinander, als ers-
tere in eine institutionelle Umgebung bzw. in
ein bestimmtes Regelwerk „eingebettet“ sind.
Auf diese Weise definieren Institutionen die
Anreizstruktur für Innovationsaktivitäten in ei-
nem Land, formen die in sie integrierten Orga-
nisationen und regeln die Beziehungen der Or-

ganisationen zueinander (Edquist/Johnson
1997, 59). Auf der anderen Seite können Insti-
tutionen aber auch in die Organisationen eines
NIS „eingebettet“ sein, da bestimmte etablierte
Praktiken nur in operierenden Unternehmen
Relevanz besitzen (z. B. Arbeitnehmer-Arbeit-
geber-Beziehungen). Edquist und Johnson
(1997, 60) betonen, dass die länderspezifische
Konstruktion dieser „gegenseitigen Einbettung“
einen entscheidenden Einfluss auf die Leistungs-
fähigkeit des Innovationssystems besitzt.

Analysen zum NIS gehen durchaus davon aus,
dass der Innovationsprozess nicht ausschließ-
lich innerhalb der nationalen Grenzen abläuft
(Lundvall 1992a). Des Weiteren wird darauf
hingewiesen, dass sich gerade in einer sich
globalisierenden Ökonomie regionale und lo-
kale Innovationssysteme herausbilden. Dennoch
betonen auch jüngere Studien, dass nationale
Innovationssysteme weiterhin eine zentrale
Rolle in der Unterstützung und Lenkung des
Innovationsprozesses spielen (vgl. Galli/Teubal
1997; Mytelka 2000b). Im Folgenden werden
jene Ansätze, welche Innovationssysteme jen-
seits der nationalen Ebene erkennen, skizziert.

2.2. Jenseits nationaler Innovationssysteme?

Bereits Lundvall (1992b, 3f.) und Nelson und
Rosenberg (1993, 18) haben darauf hingewie-
sen, dass nationale Innovationssysteme der
Spannung zwischen Globalisierung und Regio-
nalisierung, insbesondere aufgrund zunehmen-
der grenzüberschreitender technologischer Al-
lianzen multinationaler Unternehmen, ausge-
setzt sind. Außerdem lassen zunehmend inter-
nationale Vernetzungen in der Wissenschaft,
aber auch in den Innovations- und Diffusions-
prozessen, nationale Innovationssysteme zu of-
feneren Systemen werden (Galli/Teubal 1997).

Eine Existenz europäischer oder gar globaler
Innovationssysteme wird vorwiegend damit
begründet, dass sich die Wirkung nationaler
Politiken, insbesondere der Technologiepolitik,
in dem Maße vermindere, in dem Unternehmen
Technologie und Geschäftstätigkeit trans-
national organisieren, während parallel hierzu
eine steigende Zahl von Politikbereichen im



316

Rahmen der Europäischen Integration oder an-
derer regionaler Integrationsräume internatio-
nal koordiniert werden (Anderson et al. 1998;
Jacobs 1998, 712).

Für Caracostas und Soete (1997, 416) sind
vor allem die Entstehung post-nationaler Insti-
tutionen im Bereich der Wissensinfrastruktur,
wie einer europäischer Forschungsförderung,
eines Innovations- und Technologietransfers
sowie europäischer Programme in Aus- und
Weiterbildung, Indizien für ein europäischen
Innovationssystem. Die Autoren machen
allerdings nicht deutlich, inwieweit sich sowohl
Institutionen als auch Organisationen, d. h. die
Gesamtheit der Elemente des NIS-Konzepts, auf
der europäischen Ebene etabliert haben und in
welchem Umfang diese in die nationalen
Innovationssysteme eingebettet sind oder
gegebenenfalls separat existieren.

Im Gegensatz hierzu wird i. d. R. nicht von
einem globalen Innovationssystem gesprochen.2
Vielmehr wird die Internationalisierung einzel-
ner Aspekte des Innovationssystems, insbeson-
dere die Internationalisierung der Unter-
nehmensaktivitäten im Bereich Forschung und
Entwicklung (F&E), beobachtet (Chesnais/
Simonetti 2000; ETAN 1998; Patel/Pavitt 1998).
Die Unternehmensstrategien beruhen dabei of-
fenbar auf zwei bedeutenden Faktoren: der Su-
che nach regionalen, spezialisierten Zentren in
relevanten Wissensbereichen sowie der Nähe zu
dominierenden Märkten des jeweiligen
Geschäftsfelds. Grundlage der unternehme-
rischen Internationalisierungsstrategien sind
dabei die weltweite Nutzung von Techno-
logien3 , die weltweite Generierung von Techno-
logien4  sowie die weltweite technologische
Zusammenarbeit5  (Archibugi/Iammarino 1999;
Archibugi/Michie 1995).

Größere Aufmerksamkeit haben in den letz-
ten Jahren die Konzepte regionaler bzw. loka-
ler Innovationssysteme sowie sog. Cluster- und
Netzwerk-Ansätze erfahren (vgl. Braczyk et al.
1998; Cooke 2000; Dalum et al. 1999; De la
Mothe/Paquet 1998; Howells 1999). Das Kon-
zept regionaler Innovationssysteme (RIS) be-
ruht auf der wachsenden Perzeption, dass die
regionale Ebene eine ausgleichende ökonomi-
sche Rolle für Innovationsprozesse im Zeitalter

der Globalisierung spielen kann (Cooke et al.
2000, 2).

Offensichtlich unterschiedliche Entwicklun-
gen von Regionen innerhalb desselben natio-
nalen Innovationssystems bestätigen, dass
zumindest regionale oder lokale Speziali-
sierungsmuster und Strukturformen existieren,
die Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit
von Regionen besitzen. Der Vergleich zweier
führender Innovationszentren der USA (Silicon
Valley und Route 128 in der Umgebung von
Boston) belegt eindrucksvoll, dass sich im Sili-
con Valley ein netzwerk-basiertes Industrie-
system entwickelt hat, in dem Unternehmen
durch die Existenz enger sozialer Netzwerke und
eines flexiblen Arbeitsmarkts miteinander kon-
kurrieren, aber gleichzeitig auch in kollektiven
Lernprozessen veränderte Markt- und Techno-
logiebedingungen antizipiert haben. An der
Ostküste hat sich demgegenüber eine auf hie-
rarchische Unternehmensorganisation basieren-
de Struktur erhalten, in der Informationsflüsse
weithin vertikal verlaufen und die Grenzen zwi-
schen Unternehmen und lokalen Institutionen
bestehen bleiben (Saxenian 1999, 2f.).

Offensichtlich entwickeln sich regionale
Innovationssysteme entweder in einem geogra-
phischen Raum, der durch eine gemeinsame
Sprache, Kultur und territoriale Identität ge-
kennzeichnet ist, oder auf der Ebene staatlicher
Einheiten größerer Länder, wie etwa in den deut-
schen Bundesländern oder den Bundesstaaten
der USA. Im Hinblick auf Innovation ist die
zentrale Frage dieses Konzepts, in welcher
Weise das institutionelle und kulturelle Umfeld
einer Region Innovationen unterstützt oder be-
hindert.

Während die VertreterInnen des Konzepts
nationaler Innovationssysteme betonen, dass die
Funktionsfähigkeit des Systems die Existenz
aller relevanten Komponenten voraussetzt, ge-
hen die ProtagonistInnen des Konzepts regio-
naler Innovationssysteme davon aus, dass ein
RIS nicht alle Elemente eines NIS aufweisen
muss (Cooke et al. 2000, 21). RIS werden viel-
mehr als Teil eines Mehrebenensystems gese-
hen (Howells 1999, 87).

In engem Zusammenhang mit dem RIS-Kon-
zept stehen sog. Cluster- und Netzwerk-Ansät-
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ze (Mytelka 2000a; OECD 1999a; Roelandt/den
Hertog 1998). Cluster sind regionale/lokale
Konzentrationen von produzierenden, zu-
liefernden und dienstleistenden Unternehmen in
einem oder mehreren Sektoren. Diese Unterneh-
men werden durch eine aus Universitäten, For-
schungsinstituten, Finanzierungsinstituten, In-
kubatoren sowie Kommunikations- und
Transportsystemen bestehende Infrastruktur
unterstützt. Indem ein Cluster sektorüber-
greifend wirken kann, bietet dieser Ansatz eine
Alternative zu klassischen horizontalen Sektor-
ansätzen (Roelandt/den Hertog 1998, 18). In der
Kombination aus horizontalen und vertikalen
Akteursbeziehungen besteht der Mehrwert ei-
nes Clusters.

Trotz aller Internationalisierungstendenzen
und regionaler Ausprägungen wird die Bedeu-
tung des nationalen Umfelds für Innovations-
prozesse vor allem durch die fortbestehenden
Spezialisierungsmuster einzelner Nationalstaa-
ten deutlich. Nationale Innovationssysteme va-
riieren beträchtlich im Hinblick auf die Ausrich-
tung der staatlichen Forschungs- und Techno-
logiepolitik, die Verteilung und den Erfolg öf-
fentlicher F&E-Förderung, die technologische
Orientierung der industriellen Forschung und in
Bezug auf die technologische Entwicklung von
Unternehmen und ihre Akquisitionsstrategien
(Pauly 1999).

3. Analyserahmen

Die vorangegangenen Ausführungen haben
deutlich gemacht, dass das Konzept des „Nati-
onalen Innovationssystems“ einerseits ein sehr
genaues Indikatoren-Raster zur Beschreibung
und Analyse der institutionellen Einbettung
technischer Innovationen entwickelt hat.
Andererseits sind die Studien zur Existenz lo-
kaler, regionaler, europäischer oder globaler
Innovationssysteme nur bedingt überzeugend,
da der Nachweis der Autonomie eines Inno-
vationssystems jenseits des NIS unter Einschluss
aller relevanten Komponenten ausbleibt.

Der hier vorgeschlagene Analyserahmen wird
daher die Elemente des NIS für verschiedene
territoriale Ebenen, d. h. für die lokale, die regi-

onale, die nationale, die europäische sowie die
internationale Ebene, nachzeichnen. Das sich
hieraus ergebende Muster wird die Aus-
differenzierung des nationalen Innovations-
systems darstellen. Dieser Analyserahmen lässt
es einerseits zu, den Innovationsprozess
weiterhin mit Hilfe des NIS zu begreifen,
andererseits vernachlässigt er nicht jene Ent-
wicklungen, die das NIS zu einem „offeneren“
System gemacht haben (d. h. Internationalisie-
rung, Europäisierung, Regionalisierung).

Die Ausdifferenzierung nationaler Inno-
vationssysteme kann in Anlehnung an Lundvall
(1992b, 13) anhand folgender Indikatoren nach-
gezeichnet werden:
1.Liberalisierung, Regulierung, Standardisie-

rung: Hierunter werden in diesem Beitrag for-
male Institutionen und Normsetzungen be-
schrieben, die sich spätestens seit den späten
1980er Jahren in beträchtlichem Maße aus-
differenziert haben.

2.Finanzsystem: Im Hinblick auf die Finanzie-
rung technischer Innovationen und die
Kommerzialisierung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse spielt die institutionelle Ausgestal-
tung des Finanzsektors (banken-zentriert oder
kapitalmarkt-zentriert) innerhalb eines natio-
nalen Innovationssystems eine wesentliche
Rolle (vgl. auch Christensen 1992).

3.Public Policies: Public Policies umfassen
Forschungs- und Technologiepolitik (F&T-
Politik) sowie Steuer- und Arbeitsmarktpolitik
(vgl. auch Freeman 1992; Gregersen 1992).
Dieser Artikel beschränkt sich auf den für den
Innovationsprozess zentralen Bereich der For-
schungs- und Technologiepolitik.

4.Forschungs- und Bildungssystem: Forschung
und Bildung spielen eine wichtige Rolle in
der Generierung, Bereitstellung und Vermitt-
lung von Wissen und Grundlagenforschung
(vgl. auch OECD 2000b, 5).

5.Unternehmensaktivitäten: Unternehmen ten-
dieren zunehmend dazu, Forschungs- und
Entwicklungsprozesse international zu orga-
nisieren. Investitionsentscheidungen in F&E
werden dabei im Hinblick auf die Existenz
spezieller Innovations- und Kompetenz-
zentren getroffen, die in einem für das Unter-
nehmen strategisch wichtigen spezifischen
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Produktsegment oder Technologiefeld ausge-
wiesen sind.

Für die Untersuchungsstaaten Deutschland
und Österreich werden Fallbeispiele aus den
Sektoren Biotechnologie und der Telekommu-
nikation herangezogen, die Hinweise auf die
verschiedenen Ausdifferenzierungsprozesse
geben sollen. Folglich handelt es sich hierbei
nicht um die Darstellung systematischer Ergeb-
nisse eines Länder- und Sektorenvergleichs,
sondern um den Versuch einer Fortentwicklung
eines etablierten Analysekonzepts durch die
Integration verschiedener Untersuchungsstränge
in der Innovationsforschung.

4. Ausdifferenzierung nationaler
Innovationssysteme

4.1. Liberalisierung, Regulierung und Stan-
dardisierung

4.1.1. Liberalisierung

Unter Liberalisierung ist an dieser Stelle die
Beseitigung tarifärer und nichttarifärer Handels-
hemmnisse für den grenzüberschreitenden Ver-
kehr von Waren, Dienstleistungen, Kapital und
(in Einzelfällen) von Personen gemeint. Solche
Liberalisierungsbestrebungen finden sich auf
Ebene des GATT/WTO wie auch auf der Ebene
regionaler Integrationsräume wie der Europäi-
schen Union oder der Nordamerikanischen
Freihandelszone (NAFTA). Sie können entwe-
der vollständige ökonomische Sektoren (z. B.
Dienstleistungen) erfassen oder gezielt Maßnah-
men zur Schaffung von Freihandel in bestimm-
ten Branchen (etwa der Telekommunikation)
betreffen (Kaiser 1997; 1998; 2001). Für den
Bereich der Innovation werden an dieser Stelle
die Liberalisierung des Kapitalmarktes und des
Telekommunikationsmarktes als bedeutsam an-
gesehen, weil beide Bereiche einer internatio-
nalen Organisation von Forschung und Tech-
nologie förderlich sind und somit eine Aus-
differenzierung nationaler Innovationssysteme
forcieren (vgl. hierzu insbesondere OECD
2000d, 49 ff.).

Sowohl im Bereich der Kapitalmarkt-
liberalisierung wie auch der Beseitigung von
Handelshemmnissen für Telekommunikations-
dienste und -güter sind Maßnahmen auf Ebene
der EU und der WTO vereinbart worden. Die
Kapitalmarktliberalisierung, die insbesondere
im Hinblick auf ausländische Direktinvesti-
tionen von Bedeutung ist, ist eine der vier Frei-
heiten des europäischen Binnenmarktes und
wird seit Mitte der 1960er Jahre vorangetrie-
ben. Mit der Vollendung der Europäischen Wäh-
rungsunion soll auch die Schaffung eines ge-
meinsamen europäischen Finanzraumes
(Oppermann 1999, 622ff.) abgeschlossen sein,
wenngleich insbesondere in der Steuerharmo-
nisierung noch zahlreiche Differenzen zwischen
den Mitgliedstaaten bestehen. Auf der WTO-
Ebene findet die Liberalisierung von Finanz-
dienstleistungen durch das GATS-Abkommen
statt, das grundsätzlich alle Dienstleistungs-
bereiche erfasst und Unternehmen den Zugang
zu ausländischen Märkten unter den Bedingun-
gen der Meistbegünstigung und der Inländer-
behandlung einräumt.

Im Hinblick auf die Telekommunikations-
industrie fällt die Liberalisierung des Dienst-
leistungsbereichs durch die WTO ebenfalls un-
ter das GATS-Abkommen und verpflichtet alle
Mitgliedstaaten grundsätzlich, ausländischen
Anbietern diskriminierungsfreien Zugang zu
ihren öffentlichen Netzen zu gewähren. Im Be-
reich der Telekommunikationsgüter existiert seit
1997 ein Abkommen über den Handel mit In-
formations-Technologie-Produkten (ITA), dem
inzwischen 54 WTO-Mitgliedstaaten beigetre-
ten sind. Es erlaubt unter diesen Staaten den
zollfreien Handel von etwa 90 % der
Telekommunikationsgüter, entsprechend einem
Warenwert von 600 Mrd. US-Dollar (Senti
2001, 47ff.). Die Europäische Union ist in ih-
ren Liberalisierungsanstrengungen deutlich
weiter vorangeschritten und hat seit Ende der
1980er Jahre – zeitgleich mit den meisten ihrer
Mitgliedstaaten – Initiativen zur Aufhebung der
nationalen Postmonopole, zur Liberalisierung
der öffentlichen Telekommunikationsnetze und
des Kommunikationsgüterhandels eingeleitet.
Mit dem Zieldatum 1998 sind die europäischen
Telekommunikationsmärkte liberalisiert wor-
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den, wobei die entsprechenden Regelungen mit
dem Beitritt 1995 auch für Österreich verbind-
lich geworden sind.

Für Deutschland und Österreich ist es im Rah-
men von Liberalisierungs- und Harmoni-
sierungsinitiativen auf Ebene der Europäischen
Union von Bedeutung, dass ihre subnationalen
Einheiten durch komplexe Länderbeteiligungs-
verfahren an der Willensbildung und Gesetzge-
bung in der EU beteiligt sind. Auch wenn die
österreichischen Bundesländer insbesondere im
Hinblick auf ihre Stellung im Ministerrat nicht
so weitreichende Befugnisse durchsetzen konn-
ten wie die deutschen Länder, bleibt ihre Betei-
ligung doch ein wichtiges Indiz für die zeitglei-
che Regionalisierung und Europäisierung nati-
onaler Innovationssysteme.

4.1.2. Regulierung

Die Ausdifferenzierung staatlicher Regulie-
rung lässt sich vor allem mit Blick auf einzelne
Sektoren beschreiben. In der Biotechnologie
beispielsweise verfügen sowohl Deutschland als
auch Österreich über ein Gentechnikgesetz und
spezifizierende Verordnungen, deren Grundla-
ge europäische Richtlinien über die Anwendung
genetisch veränderter Mikroorganismen in ge-
schlossenen Systemen und über die absichtli-
che Freisetzung von genetisch veränderten Or-
ganismen in die Umwelt sind.

Im Unterschied zu Österreich ist die
Bewilligungspraxis in Deutschland stark dezen-
tralisiert, d. h. grundsätzlich sind die Mittel-
behörden (z. B. Landratsämter) genehmigungs-
berechtigt. In den Bundesländern Bayern und
Baden-Württemberg wurde eine Konzentration
der Genehmigungspraxis dahingehend vorge-
nommen, dass nur einzelne Mittelbehörden in
bestimmten Regierungsbezirken genehmi-
gungsberechtigt sind. Diese dezentralen Zustän-
digkeiten in der Bundesrepublik führen durch-
aus zu einer regional unterschiedlichen Ge
nehmigungspraxis, was nicht ohne Auswirkung
auf die Entwicklung einzelner Standorte geblie-
ben ist. Vor der Entscheidung über eine Geneh-
migung muss die Behörde eine Stellungnahme
der Zentralen Kommission für die Biologische
Sicherheit einholen. Freisetzungen werden vom

Robert-Koch-Institut, einer zentralen For-
schungs- und Referenzeinrichtung des Bundes-
ministeriums für Gesundheit, bewilligt.

In Österreich ist das Bundesministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur für die Ge-
nehmigung von Anträgen aus dem universitä-
ren Bereich zuständig, das Bundesministerium
für Soziale Sicherheit und Generationen für alle
anderen Anträge sowie für den Bereich huma-
ne Genanalyse und Gentherapie. Zudem nimmt
das Umweltbundesamt für das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft zu Freisetzungs-
anträgen Stellung.

4.1.3. Standardisierung

Die Festlegung technischer Standards kann
sich prinzipiell auf Produkte und Prozesse be-
ziehen, wobei prozess-orientierte Standards
nicht nur für Produktionsverfahren entwickelt
werden, sondern zunehmend auch für For-
schungs- und Entwicklungsprozesse. Eine ter-
ritoriale Ausdifferenzierung wird zunächst
dadurch forciert, dass standardisierte F&E-Pro-
zesse die Organisation von Forschung und Ent-
wicklung über verschiedene geographische
Räume erleichtern. So sind beispielsweise in der
Genom-basierten Pharmaforschung einzelne
F&E-Phasen (z. B. Target-Identifizierung und
Target-Validierung sowie klinische Entwick-
lung) auf allen weltweiten Lead-Märkten
(insbesondere in den USA und Europa) entwe-
der technologisch determiniert oder durch
Zulassungsbehörden standardisiert worden.
Dies ermöglicht es den beteiligten Unterneh-
men, z. B. die Ermittlung krankheitsauslösender
Gene, die Entwicklung bioinformatischer
Screeningverfahren oder die klinische Entwick-
lung an spezialisierte F&E-Institutionen in die-
sen Lead-Märkten auszulagern oder durch stra-
tegische Allianzen mit dort ansässigen Unter-
nehmen integrierte F&E-Prozesse zu konzipie-
ren. Von dieser Möglichkeit haben in jüngerer
Zeit insbesondere traditionelle Pharmaunter-
nehmen Gebrauch gemacht. So hat etwa das
Unternehmen Bayer seit der zweiten Hälfte der
1990er Jahre insgesamt zehn F&E-Kooperatio-
nen mit biotechnologischen Unternehmen in den
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USA und Europa geschlossen und zusätzliche
Pharmaforschungszentren in den USA, Japan,
Großbritannien und Deutschland errichtet. Alle
diese Organisationen sind in einen integrierten
Pharmaforschungsprozess einbezogen.

In der Telekommunikation waren in Zeiten
öffentlicher Postmonopole ausschließlich nati-
onale Telekommunikationsverwaltungen für die
Entwicklung von Standards zuständig. Die
Interoperationalität der verschiedenen nationa-
len Netze wurde durch die Koordination von
technischen Standards durch die nationalen
Telekommunikationsverwaltungen sicherge-
stellt, die vorwiegend im Rahmen der Interna-
tional Telecommunications Union (ITU) statt-
fand. Seit Ende der 1980er Jahre nimmt die
Bedeutung der europäischen Ebene in der tech-
nischen Standardisierung im Telekommunika-
tionssektor parallel zur Intensivierung der
Telekommunikationspolitik der Europäischen
Gemeinschaft zu. Die Vereinheitlichung tech-
nischer Standards wurde als eine Vorbedingung
für die Errichtung eines europäischen Binnen-
marktes für Telekommunikationsgeräte und
-dienste betrachtet und institutionell mit der
Gründung des European Telecommunications
Standards Institute (ETSI) vorangetrieben.

4.2. Finanzsystem

Beide Untersuchungsstaaten verfügen tradi-
tionell über einen dezentralen banken-zentrier-
ten Finanzsektor, in dem unternehmerische
Aktivitäten vorwiegend aus Profiten der Firmen
selbst oder durch Kreditvergabe von Banken
finanziert werden.

Spätestens seit den 1980er Jahren wurde er-
kennbar, dass ein enger Zusammenhang zwi-
schen der Zunahme von Unternehmens-
gründungen in wissensbasierten Industrien und
der Verfügbarkeit von privatem Wagniskapital
besteht. Insbesondere in den USA, die im Un-
terschied zur Mehrzahl der europäischen Staa-
ten über ein kapitalmarkt-orientiertes Finanz-
system verfügen, engagierten sich private
Risikokapitalfonds zunehmend in verschiede-
nen High-Tech-Sektoren wie der Computer-,
Telekommunikations- oder Biotechnologie-

industrie, indem sie jungen Unternehmen
Beteiligungskapital zur Verfügung stellten.

Dem Beispiel der US-amerikanischen
Technologiebörse NASDAQ folgend, sind seit
Mitte der 1990er Jahre an den führenden euro-
päischen Finanzplätzen (Frankfurt, London,
Paris, Madrid, Brüssel etc.) auf Hoch-
technologieunternehmen spezialisierte Börsen-
segmente entstanden, die insbesondere KMUs
einen erleichterten Zugang zum Eigenkapital-
markt geben. So sind am Neuen Markt in Frank-
furt am Main knapp drei Jahre nach seiner Er-
öffnung etwa 340 in- und ausländische Unter-
nehmen gelistet, u. a. eine Vielzahl öster-
reichischer KMUs.

Die Verfügbarkeit von Venture Capital (VC)
in Österreich liegt trotz hoher Wachstumsraten
immer noch beträchtlich unterhalb des EU-
Durchschnitts von 0,31 % des Bruttoinlands-
produkts (BIP). Im Jahr 1999 wurden in Öster-
reich 0,046 % des BIP in Wagniskapital inves-
tiert, in Deutschland waren es 0,159 % (OECD
2000c, 19). Während in der Bundesrepublik
Deutschland im Jahr 1999 eine Risikokapital-
summe von mehr als 1,1 Mrd. EURO in 670
Unternehmen investiert wurden, waren es in
Österreich lediglich 16 Mio. EURO für 26 Un-
ternehmen (PWC 2000, 6f.).

Am Beispiel der eigenkapital-basierten Finan-
zierung von technologischer Entwicklung lässt
sich die territoriale Ausdifferenzierung nationa-
ler Innovationssysteme beschreiben. Unter dem
Aspekt der räumlichen Ausdifferenzierung wird
einerseits eine zunehmende Bedeutung interna-
tionaler Investitionen in VC und an nationalen
Technologiebörsen erkennbar, die das Ergebnis
der Kapitalmarktliberalisierung im Rahmen des
Europäischen Binnenmarktes und auf Ebene der
WTO sind. Andererseits bedürfen Eigenkapital-
finanzierungen in weit stärkerem Maße der
räumlichen Nähe von Investoren und Unterneh-
men, als dies unter den Bedingungen der kredit-
basierten Innovationsfinanzierung der Fall ge-
wesen ist. Spezialisierte VC-Gesellschaften sie-
deln sich deshalb in direkter räumlicher Nähe
zu führenden Technologiestandorten an, weil sie
zur Auswahl lukrativer Investments auf die Ein-
beziehung in lokale Innovationsnetzwerke an-
gewiesen sind.
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Die Bedeutung des lokalen Innovations-
milieus für die Bereitstellung von VC lässt sich
eindrucksvoll am Beispiel des Biotechnologie-
standortes München darstellen. Von den 105
kleinen und mittleren Biotechnologieunter-
nehmen in der Region – darunter knapp 70 Neu-
gründungen seit 1996 – werden 46 durch VC
finanziert, fünf Unternehmen gelang bislang der
Gang an den Neuen Markt (BioM AG 2000).
Eine typische VC-Finanzierung ergibt sich
zumeist durch ein Co-Investment privater VC-
Gesellschaften, der bundeseigenen Technologie-
beteiligungsgesellschaft (tbg), der staatlichen
Bayern Kapital und aus Projektfördermitteln des
Bundesforschungsministeriums oder des Bayer-
ischen Finanzministeriums. Aus dieser Konstel-
lation lässt sich erkennen, dass die Existenz pri-
vaten VCs in hohem Maße von öffentlichem
Engagement auf Bundes- und Landesebene ab-
hängt, wobei staatliche Investitionsleistungen in
allen Fällen nur als Teilfinanzierungen angebo-
ten werden.

Das Zentrum österreichischer VC-Aktivitäten
lässt sich eindeutig in Wien verorten. Unter den
16 privaten VC-Gesellschaften, die Mitglieder
der European Private Equity and Venture
Capital Association (EVCA) sind, befindet sich
nur eines, das nicht in der Hauptstadt angesie-
delt ist. Eine Finanzierungskomponente für
Ausgründungen aus Wiener Universitäten ist
Teil der lokalen TechGate Vienna-Initiative.
Staatliche VC-Programme existieren sowohl auf
nationaler wie auf regionaler Ebene. Obwohl
sich in Österreich und insbesondere am Stand-
ort Wien die Verfügbarkeit von VC in jüngster
Vergangenheit verbessert hat, lässt sich der Er-
folg in Form von erfolgreichen Start-up-Unter-
nehmen zumindest in der Biotechnologie noch
wenig erkennen. Von den 66 Biotech-Unterneh-
men in Österreich wurden nur 18 nach 1995
gegründet, 12 dieser Neugründungen haben sich
in Wien angesiedelt (Innovationsagentur Wien
2001).

4.3. Forschungs- und Technologiepolitik

Forschungs- und Technologiepolitik ist
einerseits zur Aufrechterhaltung von Standort-

vorteilen gerade in Zeiten zunehmender Inter-
nationalisierung von zentraler Bedeutung für die
nationale Innovationspolitik, andererseits gerät
auch dieses Politikfeld in das Spannungsfeld
zwischen Internationalisierung, Europäisierung
und Regionalisierung (vgl. Grande 2000; 2001;
Prange 2001a; 2001b).

4.3.1. Gesetzliche Reglungen in der
Forschungspolitik

Deutschland. Basis für die bundesdeutsche
Forschungsförderung ist Art. 5 Grundgesetz
(GG), der die Freiheit der Forschung garantiert.
Gemäss Art. 91b GG können Bund und Länder
bei der Forschungsfinanzierung zusammenwir-
ken, wenn die Förderung von Einrichtungen
oder Vorhaben der wissenschaftlichen For-
schung von überregionaler Bedeutung ist. Seit
1975 regelt eine Rahmenvereinbarung diese
Zusammenarbeit.

Österreich. In Österreich ist die Forschungs-
und Technologieförderung durch drei Gesetze
geregelt: das Forschungsförderungsgesetz
(FFG) von 1967, das Forschungsorganisations-
gesetz (FOG) von 1981 sowie das Innovations-
und Technologiefondsgesetz von 1987. Mit dem
FFG wurden der „Fonds zur Förderung der wis-
senschaftlichen Forschung (FWF)“ sowie der
„Forschungsförderungsfonds für die gewerbli-
che Wirtschaft (FFF)“ geschaffen, welche so-
wohl Projekte der Grundlagenforschung als
auch Projekte der industrienahen angewandten
Forschung und Entwicklung fördern. Das FOG
hat vor allem die Grundsätze und Ziele für die
Förderung der Forschung aus Bundesmitteln
normiert. Mit dem Innovations- und Techno-
logiefondsgesetz war die Finanzierung an-
wendungsorientierter Forschung und Entwick-
lung und die Förderung der Umsetzung von
Forschungsergebnissen in Produkte und Verfah-
ren intendiert.

Europäische Union. Mit der 1987 in Kraft
getretenen Einheitlichen Europäischen Akte
(EEA) hat die Gemeinschaft erstmals Kompe-
tenzen in der Forschungs- und Technologie-
politik übertragen bekommen. Der neue Vertrag
übertrug der Kommission das Initiativrecht für
die Implementierung mehrjähriger Forschungs-
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rahmenprogramme. Im Zuge der zweiten
Vertragsreform wurde das Europäische Parla-
ment im Vertrag von Maastricht (1993) mittels
des Verfahrens der Mitentscheidung stärker an
den Entscheidungsprozessen über die Rahmen-
programme beteiligt, während mit dem
Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrags (1999)
schließlich die Notwendigkeit der Einstimmig-
keit im Rat auch für die Verabschiedung der
Rahmenprogramme aufgehoben wurde. Dies hat
zur Konsequenz, dass erstmals mit der Verab-
schiedung des sechsten Forschungsrahmen-
programms einzelne Mitgliedstaaten ihre Veto-
Möglichkeit verlieren.

Internationale Regelungen. Internationale
Technologieregime sind bislang noch selten und
treten insbesondere dort auf, wo Risiko-
regulierung oder Patentschutz betroffen sind
(vgl. Barben/Behrens 2000). Das im Rahmen
der UN-Biodiversitätskonvention abgeschlosse-
ne Catagena-Protokoll regelt diesbezüglich den
grenzüberschreitenden Verkehr gentechnisch
veränderter Organismen, während das WTO-
Abkommen über handelsbezogene geistige
Eigentumsrechte (TRIPS) die Einhaltung von
Mindeststandards im Bereich des internationa-
len Patentschutzes garantiert.

4.3.2. Forschungsförderung

Deutschland. Wirtschaft, Bund sowie Länder
sind die drei wichtigsten Financiers der deut-
schen Forschungs- und Technologieförderung.
Die Wirtschaftsunternehmen sind traditionell die
größten Investoren in Forschung und Entwick-
lung. 1999 entfielen 63,5 % der F&E-Ausga-
ben in der Bundesrepublik auf den Wirtschafts-
sektor, 18,1 % auf den Bund, 16 % auf die Län-
der, der Rest auf private Institutionen ohne
Erwerbszweck sowie die EU. Insgesamt entfie-
len 1999 lediglich 2,3 % der gesamten bundes-
deutschen Forschungsausgaben auf ausländi-
sche Geldquellen. Dieser Anteil ist zwar noch
relativ gering, er hat sich seit Beginn der 1980er
Jahre jedoch verdoppelt (alle Zahlen BMBF
2000). Der größte Anteil der staatlich finanzier-
ten nicht-militärischen F&E-Ausgaben entfällt
dabei in Deutschland auf die Hochschul-
forschungsmittel (39,2 %), gefolgt von nicht-

zielorientierter Forschung (15,8 %), industriel-
ler Produktivität und Technologie (12,2 %) und
Weltraumforschung (4,7 %).

Bund und Länder betreiben eigenständige
F&T-Politiken in Form institutioneller und
Projektförderung. Der Bund wird insbesondere
in den sog. Schlüsseltechnologien (Neue
Technologien, Informations- und Kommuni-
kationstechnologien und Lebenswissenschaften)
aktiv. Im Bereich der Biotechnologie kann das
Programm BioRegio dabei als Prototyp „regio-
naler Innovationspolitik“ (Dohse 2000) betrach-
tet werden, in welcher die verschiedenen terri-
torialen Ebenen nicht separat voneinander, son-
dern in enger Kooperation miteinander agieren.
Das als Wettbewerb zwischen den Biotechno-
logie-Regionen konzipierte Programm hat dazu
geführt, dass sich insgesamt 17 BioRegionen
bildeten, von denen drei als Siegerregionen
durch das Bundesministerium für Bildung und
Forschung finanziell bevorzugt gefördert wer-
den.

Die Bundesländer konzentrieren sich inhalt-
lich auf die Förderung von KMU, die Hoch-
schulforschung sowie den Technologietransfer.
Große Bundesländer wie Bayern, Baden-
Württemberg oder Nordrhein-Westfalen inten-
sivieren zudem zusehends ihre internationale
Kooperation, indem sie verstärkt EU-Mittel ein-
werben, bilaterale Abkommen schließen oder
einem WTZ-Abkommen über wissenschaftlich-
technische Zusammenarbeit der Bundesrepublik
beitreten.

Österreich. Die prozentuale Aufteilung der
Forschungsförderung in Österreich weist inter-
essante Unterschiede zum deutschen Fall auf.
Dort wurden im Jahr 2000 40 % der Mittel durch
die Wirtschaft, 32 % durch den Bund, lediglich
5,7 % durch die Länder und 21 % durch auslän-
dische Quellen bereitgestellt (DIHT 2001).

In Österreich fließen 66 % der Mittel in die
Hochschulen, 13,8 % in die nicht-zielorientierter
Forschung, 5,8 % in die Forschung zur Verbes-
serung der industriellen Produktivität und Tech-
nologie sowie 3,2 % in die Forschung zur Ver-
besserung der landwirtschaftlichen Produktivi-
tät (BMBF 2000, 128f.). Das österreichische
Forschungssystem ist folglich im Vergleich zum
bundesdeutschen stark universitätsorientiert.
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Die österreichische Forschungspolitik wird
von einer „starken nationalen Basis“ dominiert
(BMBWK/BMVIT 2000, 43). Die Schwerpunk-
te liegen in der Umweltforschung, den Lebens-
wissenschaften, technologiepolitischen Maß-
nahmen, den Verkehrstechnologien, der
Energieforschung und der biomedizinischen
Technik. Ähnlich wie Deutschland hat auch die
österreichische Regierung die Biotechnologie in
das Zentrum ihrer F&T-Politik gerückt
(BMBWK/BMVIT 2000, 72). Anders als
Deutschland hat Österreich jedoch bisher auf
eine Stimulierung des Regionen-Wettbewerbs
verzichtet. Ein entscheidender Grund hierfür ist,
dass die Länder nur eine sehr geringe Rolle in
der österreichischen F&T-Politik spielen. Eine
engere Kooperation zwischen Bund und Bun-
desländern findet seit Mitte der 1990er Jahre
allein im Bereich der Rohstoff-, Energie- und
Umweltforschung statt (vgl. Österreichisches
Institut für Wirtschaftsforschung et al. 1996,
66f.).

Europäische Ebene. Forschungsförderung
von Seiten der EU-Ebene erhalten beide Län-
der als EU-Mitglieder aus den mehrjährigen
Forschungsrahmenprogrammen (FP). Die ge-
samte Forschungsförderung der EU im Rahmen
der bisherigen fünf Programme beläuft sich auf
ca. 41,7 Mrd. EURO seit 1984. Für die Dauer
des aktuellen fünften FPs (1998–2002) beträgt
die Förderung ca. 14,2 Mrd. EURO, also durch-
schnittlich 2,8 Mrd. EURO pro Jahr. Innerhalb
des fünften EU-Rahmenprogramms wird euro-
päische F&T-Politik entlang der spezifischen
Programme „Informationstechnologie“, „Wett-
bewerbsorientiertes und nachhaltiges Wachs-
tum“, „Lebensqualität und Management leben-
der Ressourcen“, „Energie, Umwelt und nach-
haltige Entwicklung“ sowie verschiedener ho-
rizontalen Aktionen (z. B. internationale Koo-
peration) durchgeführt.

Außerhalb des EU-Rahmens wurde europäi-
sche Forschung ab 1985 zunächst in Form stra-
tegischer Großprojekte innerhalb der EUREKA-
Initiative praktiziert. Die Schwerpunkte liegen
heute vor allem in den Bereichen Biotechnolo-
gie, Informations- und Kommunikations-
technologie sowie Umwelttechnologie.
Deutschland war bis Ende 1999 an insgesamt

467 Projekten mit einem Finanzvolumen von
über 7,2 Mrd. EURO beteiligt (EUREKA/
COST-Büro 2000, 18). Österreichische Orga-
nisationen nehmen an rund 13 % aller bisher
eingereichten EUREKA-Projekte teil. Dies sind
insgesamt über 230 Projekte mit einem Projekt-
volumen von rund 230 Mio. EURO (BMBWK/
BMVIT 2000, 151).

Fazit. Es kann festgehalten werden, dass die
F&T-Politik in beiden Staaten durch Akteure
auf mehreren Ebenen stattfindet. Sowohl deut-
sche als auch österreichische Forschungsakteure
sind im Rahmen der europäischen Forschungs-
förderung international vernetzt. Deutlich wird
andererseits auch, dass in Deutschland die regi-
onale Länderebene im Bereich der F&T-Politik
eine wesentlich bedeutendere Rolle spielt als in
Österreich. Der hohe Auslandsanteil in der
österreichischen Forschungsfinanzierung ist vor
allem auf Zahlungen europäischer Unterneh-
men, die Österreich zum Forschungsstandort
gewählt haben, zurückzuführen (DIHT 2001).

4.4. Bildungs- und Forschungssystem

Die Bildungssysteme der Vergleichsstaaten
weisen insofern eine ähnliche Struktur auf, als
nahezu 100 % der Bildungsausgaben in öffent-
liche Institutionen fließen. Deutsches und
österreichisches Bildungssystem unterscheiden
sich allerdings hinsichtlich ihrer Finanzierung.
Das deutsche System ist durch eine wesentlich
stärker regionale Ausrichtung gekennzeichnet.
Dies bedeutet für den Bereich der primären und
sekundären Ausbildung, dass in Deutschland die
Bundesländer 77 % der Bildungsausgaben auf-
bringen (Bund 5 %, Gemeinden 18 %), während
in Österreich die Bundesregierung mit einem
Anteil von 67 % (Länder 12 %, Gemeinden
21 %) Hauptfinanzier ist (OECD 2000b, 112).
Im tertiären Bildungssektor werden in Öster-
reich 97 % der Mittel durch die Bundesregie-
rung und 3 % durch die Länder aufgebracht, in
Deutschland entsprechend nur 12 % durch die
Bundesregierung, 86 % durch die Länder und
2 % durch die lokale Administration (OECD
2000b, 113). Die deutlich höhere Bedeutung der
deutschen Länder in der Bildungspolitik lässt
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sich trotz gemeinsamer Bildungsplanung von
Bund und Ländern sowie der Gemeinschafts-
aufgabe Hochschulbau dadurch erkennen, dass
etwa der Freistaat Bayern seit Mitte der 1990er
Jahre insgesamt knapp 450 Mio. EURO seiner
Privatisierungserlöse von fast 3 Mrd. EURO in
die Verbesserung der Hochschulinfrastruktur
investiert hat.

Während diese Ausdifferenzierung des NIS
eher traditionell, d. h. insbesondere verfassungs-
rechtlich, begründet ist, lässt sich ebenso eine
zunehmende Ausdifferenzierung in Richtung
Europäisierung bzw. Internationalisierung fest-
stellen. In diesem Zusammenhang führt die
OECD (1999b) aus, dass sich diese Aus-
differenzierung innerhalb supra-nationaler re-
gionaler Gruppierungen, also vor allem inner-
halb der EU, vollzieht. Diese Internationalisie-
rung wird insbesondere in der EU durch die
Programme LEONARDO (berufliche Bildung),
SOCRATES (allgemeine Bildung), TEMPUS
(Hochschulzusammenarbeit) und YOUTH (Ju-
gendarbeitslosigkeit) gefördert, welche für den
Zeitraum 2000–2006 ein Finanzvolumen von
3,5 Mrd. EURO haben (ohne TEMPUS, da die
Beträge jährlich neu festgelegt werden).

Ein Indikator für die Internationalisierung des
Bildungssystems ist die internationale Mobili-
tät von Studierenden. 13 % aller im OECD-
Ausland Studierenden hat Deutschland als Gast-
land gewählt, 2 % haben sich für Österreich
entschieden. Der Anteil ausländischer Studie-
render beträgt in Österreich ca. 11 %, in
Deutschland 8 %. 4 % der Studierenden mit
österreichischem Pass und 2 % der Studieren-
den mit deutschem Pass wählten 1998 eine aus-
ländische Universität (OECD 2000b, 177ff.).
Weitere Maßnahmen zur Internationalisierung
betreffen in beiden Staaten die Einrichtung
englischsprachiger Ausbildungsangebote und
die Einführung von Bachelor-Studiengängen.

Das öffentlich finanzierte Forschungssystem
in der Bundesrepublik Deutschland lässt sich
als außerordentlich komplex und hoch-differen-
ziert beschreiben. Neben der Forschung an den
Hochschulen existiert eine Vielzahl von außer-
universitären Forschungseinrichtungen, die in
Bezug auf Grundlagenforschung und an-
gewandte Forschung differenziert und speziali-

siert sind. Diese Differenzierung kann am Bei-
spiel biotechnologischer Forschung in Deutsch-
land verdeutlicht werden. Im Jahr 1995 waren
450 Universitätsinstitute in diesem Bereich en-
gagiert, während 48 Universitäten und 16 Fach-
hochschulen Ausbildungsgänge in den verschie-
denen Bereichen der Biotechnologie angeboten
haben. Im außer-universitären Bereich sind
zunächst etwa die Hälfte der 79 Institute der
Max-Planck-Gesellschaft, die ausschließlich
Grundlagenforschung durchführt, mit der Bio-
technologie befasst, während es nur fünf der 47
Institute der Fraunhofer-Gesellschaft waren.
Diese Differenz erklärt sich dadurch, dass bio-
technologische Forschung weitestgehend
Grundlagenforschung ist, die Institute der
Fraunhofer Gesellschaft aber angewandte For-
schung betreiben. Daneben existieren 16 natio-
nale Großforschungseinrichtungen, die unter
dem Dach der Helmholtz-Gesellschaft zusam-
mengefasst sind. Von ihnen befassen sich
vornehmlich jene vier Institute mit bio-
technologischer Forschung, die in den 1980er
Jahren als nationale Genzentren in Berlin, Köln,
Heidelberg und München eingerichtet wurden.
Als weitere in der Bundesrepublik Deutschland
beheimatete außer-universitäre Forschungsein-
richtungen im Bereich der Biotechnologie kön-
nen insgesamt acht sog. Blaue-Liste-Institute,
die vornehmlich in Berlin und den Neuen Län-
dern etabliert worden sind, sowie das Institut
für Europäische Molekularbiologie in Heidel-
berg genannt werden. Die Komplexität der au-
ßer-universitären, öffentlich-finanzierten For-
schung in Deutschland hat eine starke territori-
ale Dimension, da die führenden Biotechno-
logiestandorte in Deutschland heute exakt jene
Regionen sind, die über eine hohe Konzentrati-
on dieser Forschungseinrichtungen verfügen.

In Österreich findet öffentlich-finanzierte
Forschung in weit stärkerem Ausmaß als in
Deutschland an Universitäten statt. Es existie-
ren vergleichsweise wenige außer-universitäre
Forschungseinrichtungen, während Universitä-
ten vielfach eine nur geringe Vernetzung mit der
Wirtschaft und eine Zurückhaltung bei der Auf-
tragsforschung attestiert wird (European
Commission 2000b, 5). Im Bereich der Bio-
technologieforschung waren 1998 insgesamt 26
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Universitätsinstitute aktiv mit geographischen
Schwerpunkten in Wien und Graz. Als außer-
universitäre Forschungseinrichtungen haben
sich in diesem Bereich nur wenige Einrichtun-
gen engagiert: das Institut für Molekularbiolo-
gie der Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften in Salzburg, das Österreichische
Forschungszentrum in Seibersdorf, die Raiff-
eisen Bioforschung in Tulln, die Österreichische
Gesellschaft für landwirtschaftliche Forschung
in Wien und das Joanneum Forschungszentrum
in Graz (European Commission 2000c, AU-
22ff.). Zieht man die geringe Vernetzung
österreichischer Universitäten mit der For-
schung in den Unternehmen in Betracht sowie
die Bedeutung nicht-universitärer Forschungs-
einrichtungen in Deutschland für die Kom-
merzialisierung wissenschaftlichen Know-hows
in der Biotechnologie, so könnte auch dies ein
Hinweis auf die Ursachen für die vergleichs-
weise geringe Zahl junger Biotechnologie-
unternehmen in Österreich sein.

4.5. Unternehmensaktivitäten

Als Unternehmensaktivitäten werden im Fol-
genden insbesondere Investitionsentschei-
dungen von Firmen verstanden, die diese im
Zusammenhang mit der Errichtung von For-
schungs- und Entwicklungskapazitäten außer-
halb ihres Herkunftslands treffen. Die Betrach-
tung ausländischer F&E-Aktivitäten in den
beiden Untersuchungsstaaten dient der Bewer-
tung der Attraktivität der nationalen Inno-
vationssysteme insgesamt sowie der lokalen
oder regionalen Innovationszentren in Deutsch-
land und Österreich. Unter der Bedingung der
fortschreitenden Internationalisierung von For-
schung und Entwicklung haben insbesondere
multinationale Unternehmen ihre F&E-Strate-
gien dahingehend modifiziert, dass sie entspre-
chende Kapazitäten dort etablieren, wo sie in
einem spezifischen Produktsegment oder
Technologiefeld die besten Bedingungen für
Innovationen erfüllt sehen. Dabei konzentrie-
ren sich Unternehmen im weltweiten Maßstab
auf jene Regionen, die entweder eine führende
Position in der Forschung einnehmen und/oder

ein dynamisches Marktumfeld bieten (Reger et
al. 1999, 2).

Die Internationalisierung von Forschung und
Entwicklung lässt sich in beiden Untersuchungs-
staaten zunächst durch die Zunahme von F&E-
Aufwendungen in der Wirtschaft erkennen, die
in Deutschland und Österreich durch ausländi-
sche Quellen erbracht werden. Zwischen 1983
und 1997 stiegen diese Aufwendungen in der
Bundesrepublik Deutschland von 0,26 auf über
1,2 Mrd. EURO, während der Anteil der exter-
nen Forschungsaufwendungen deutscher Unter-
nehmen, der an AuftragnehmerInnen im Aus-
land geht, im gleichen Zeitraum von 10 % auf
19,5 % zugenommen hat (Stifterverband 2000,
25f.). Auch in Österreich wird Forschung und
experimentelle Entwicklung seit den 1980er
Jahren in zunehmender Weise aus ausländischen
Quellen finanziert. Zwischen 1981 und 1996
stiegen die F&E-Investitionen, die nicht vom
Bund, den Bundesländern und dem inländischen
Unternehmenssektor bereitgestellt werden,6  von
36 Mio. EURO auf knapp 139 Mio. EURO
(BMWV 1998).

Ein weiterer Indikator für die Einbindung der
beiden Untersuchungsstaaten in das internatio-
nale F&E-Umfeld ist die Existenz internationa-
ler strategischer Unternehmensallianzen in Be-
zug auf die jeweilige Bevölkerungszahl. In die-
ser Hinsicht wird kleineren Staaten, deren nati-
onaler Markt von weniger großer Bedeutung für
multinationale Konzerne ist, eine Tendenz zur
größeren Offenheit unterstellt, als weltmarkt-
relevanten Märkten in größeren Staaten
(Hemerijck et al. 2000, 176). Im Falle Öster-
reichs ist diese Tendenz jedoch nicht erkenn-
bar. Für beide Untersuchungsstaaten lässt sich
gemessen an der Einwohnerzahl eine vergleich-
bare Anzahl internationaler strategischer Alli-
anzen nachweisen, während beispielsweise die
Schweiz, die Niederlande, Schweden und Finn-
land eine annähernd doppelt so große Anzahl
von Unternehmensallianzen aufweisen (OECD
2000a, 106).

National und sektorübergreifend aggregierte
Daten geben allerdings wenig Hinweis auf Spe-
zialisierungen von Innovationssystemen in ein-
zelnen Industriesektoren. Insbesondere im Hin-
blick auf interne F&E-Aufwendungen von Un-
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ternehmen, die aber außerhalb des Herkunfts-
landes investiert werden, können erhebliche
sektorale Differenzierungen auftreten. Dies be-
trifft vor allem Entwicklungsaufwendungen
multinationaler Unternehmen. Während die
Forschungstätigkeit von MNUs noch immer in
hohem Maße im Herkunftsland konzentriert ist
und auswärtige Forschungsaktivitäten nur in
weltweit führenden Innovationsregionen statt-
finden, werden Entwicklungsarbeiten vielfach
auch an Standorten in ausländischen Märkten
durchgeführt. Da keines der größten multinati-
onalen Unternehmen in Österreich beheimatet
ist, kommt der nationalen F&E-Infrastruktur und
ihren regionalen und sektoralen Ausprägungen
eine wesentliche Rolle als Standortfaktor zu.

Lokale oder regionale Spezialisierungsmuster
haben deshalb eine große Bedeutung für
Investitionsentscheidungen von multinationalen
Konzernen zur Errichtung von Kapazitäten in
Forschung und Entwicklung. Die Wettbewerbs-
und Innovationsfähigkeit solcher Kompetenz-
zentren lässt sich anhand verschiedener Indika-
toren wie der Patentierungsintensität, des Um-
satzes mit lokal entwickelten innovativen Pro-
dukten, der regionalen F&E-Ausgaben und -Be-
schäftigten sowie der Zahl der Beschäftigten in
Hochtechnologiesektoren bemessen. Auf der
Basis einer EU-weiten Untersuchung der Euro-
päischen Kommission lässt sich erkennen, dass
es in der Bundesrepublik Deutschland in hohem
Maße gelungen ist, regionales Innovations-
potenzial herauszubilden. Unter den 15 führen-
den europäischen Standorten befinden sich auf
der Basis eines gewichteten Durchschnitts aller
fünf Indikatoren immerhin 11 deutsche städti-
sche oder regionale Zentren.

Regionen in Österreich sind nur im Hinblick
auf einzelne Indikatoren unter den führenden
europäischen Kompetenzzentren. So nimmt
Vorarlberg den zehnten Platz gemessen an der
Patentierungsintensität ein, während sich Wien
jeweils unter den ersten fünf Zentren in Bezug
auf F&E-Ausgaben und -Beschäftigte befindet
(European Commission 2000a, 72ff.). Dass der
Großraum Wien trotz seiner Konzentration an
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten und
des erheblichen Potenzials an hochqualifizier-
tem Humankapital bislang ein zu anderen euro-

päischen Metropolen geringes Innovations-
niveau erreicht hat, wird auch durch eine Stu-
die des Österreichischen Wissenschaftsminis-
teriums belegt. Danach mangelt es dem Stand-
ort an Dynamik, Innovationsorientierung und
Wettbewerbsfähigkeit, Unternehmensgrün-
dungen seien gering, ebenso der Anteil junger
Produkte. Daneben bestünden Moderni-
sierungsdefizite bei der Einführung neuer For-
men der Produktionsorganisation (BMWV
1999, 40).

5. Fazit und Ausblick: Zum Wandel
nationaler Innovationssysteme

Im Hinblick auf die ausgewählten Indikato-
ren lässt sich zeigen, dass die nationalen
Innovationssysteme einem beständigen Wandel
unterliegen. Treibende Kräfte dieses Wandels
sind der Austausch mit anderen Innovations-
systemen, die Globalisierung der Innovations-
aktivitäten insbesondere der Großunternehmen
und der zunehmende Einfluss der europäischen
Integration durch die Tendenz zur Vereinheitli-
chung der Regulierungssysteme sowie die stei-
genden Aktivitäten der EU und der WTO in den
Bereichen Marktzugang und Liberalisierung
(vgl. ZEW et al. 1999). Elemente des NIS ha-
ben sich auf Ebenen unterhalb oder oberhalb
des Nationalstaates ausdifferenziert. Diese Aus-
differenzierung variiert wiederum innerhalb der
Elemente und zwischen den Untersuchungs-
staaten. Unverkennbar ist aber auch, dass kei-
nes der „Sub“-Systeme autonom besteht, son-
dern dass die einzelnen Ebenen i. d. R.
miteinander interagieren und sich komplemen-
tieren.

Die Europäisierung und Globalisierung der
nationalen Innovationssysteme ist eine wichti-
ge Bedingung dafür, dass sich Forschung und
Technologie internationalisieren können. In die-
sem globalen Technologieumfeld konkurrieren
allerdings die regionalen und lokalen Standorte
miteinander, also jene territorialen Einheiten, die
über die tatsächlichen Wissensquellen, die In-
frastruktur etc. verfügen. Die globale Konkur-
renz intensiviert somit auch den Wettbewerb
innerhalb des nationalen Innovationssystems,
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wobei aber Wettbewerbsvorteile und Speziali-
sierungsmuster nur noch im beschränkten Maße
durch das nationale Innovationssystem generiert
werden können. Im Rahmen der Internationali-
sierung lassen sich für Deutschland und Öster-
reich durch ihre Mitgliedschaften in EU, WTO
und OECD keine wesentlichen Unterschiede
erkennen. Hinsichtlich der regionalen Aus-
differenzierung wirkt sich die Existenz einer
föderalen Ordnung offenbar insbesondere dann
förderlich aus, wenn die subnationale Ebene
über autonome Finanzquellen und Kompeten-
zen verfügt.

Die empirische Überprüfung des Konzepts der
Ausdifferenzierung nationaler Innovations-
systeme bedarf zweifellos noch der Ein-
beziehung weiterer Untersuchungsstaaten, wo-
bei insbesondere die Fragen zu klären wären,
ob sich Formen territorialer Ausdifferen-
zierungen systematisieren lassen, ob dabei in-
novative Politikkonzepte durch die internatio-
nale Einbindung nationaler Innovationssysteme
Vorbildcharakter entwickeln können, oder ob es
Anzeichen dafür gibt, dass unterschiedliche
Strukturmerkmale in nationalen Innovations-
systemen eine Übernahme erfolgreicher Kon-
zepte scheitern lassen.

ANMERKUNGEN
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Edgar Grande an der Technischen Universität Mün-
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in vergleichender Perspektive“ am Institut für Höhe-
re Studien Wien, 11. Mai 2001.

2 Für eine Ausnahme siehe Mytelka (2000b).
3 Export, Produktion im Ausland, Lizenzierung.
4 MNUs versuchen mit Hilfe von Forschungs-

netzwerken grenzüberschreitend Innovationen zu
entwickeln. Zu diesem Zweck werden Innovations-
aktivitäten simultan im Heimat- und im Gastland
ausgeführt, Forschungseinheiten im Ausland erwor-

ben oder neue F&E-Institute und Wissenszentren im
Ausland aufgebaut.

5 Gemeinsame Projektarbeit, Austausch technischer
Informationen, Joint Ventures, strategische Allian-
zen, Austausch von wissenschaftlichem Personal.

6 In der Statistik des Österreichischen Statistischen
Zentralamtes werden ausländische F&E-Aufwendun-
gen nicht separat ausgewiesen. Sie sind als „sonsti-
ge“ Bruttoinlandsausgaben für F&E zusammenge-
fasst mit Mitteln der Gemeinden, Kammern und
Sozialversicherungsträger, dem privaten gemeinnüt-
zigen Sektor sowie seit 1995 Rückflüssen aus
Forschungsprogrammen der EU. Insofern sind die
Daten nur von begrenzter Aussagekraft für das En-
gagement ausländischer Unternehmen in Forschung
und Entwicklung in Österreich.
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